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Liebe Leserinnen und Leser,  

Mit großer Bestürzung und Trauer habe ich die 

Nachricht vom Tod Helmut Schmidts aufgenom-

men.  

 

Der ehemalige Bundeskanzler war einer der 

ganz Großen in der Geschichte der deutschen 

Sozialdemokratie und unseres Landes und eine 

außergewöhnliche Persönlichkeit. Bereits in 

meiner Jugend hat mich Helmut Schmidt tief be-

eindruckt und geprägt. Neben Willy Brandt war 

er eine der Persönlichkeiten, die mich bereits in 

jungen Jahren zur Sozialdemokratie gebracht ha-

ben. Unvergessen bleibt sein Einsatz als Krisen-

manager während der Hamburger Sturmflut im 

Jahre 1962. Seine Kanzlerschaft war geprägt von 

der Ölkrise, den RAF-Terroranschlägen und der 

Verbesserung der deutsch-französischen Bezie-

hungen, die er gemeinsam mit dem französi-

schen Staatspräsidenten Valéry Giscard d’Es-

taing vorantrieb. Nach seinem Ausscheiden aus 

dem aktiven politischen Geschäft hat Helmut 

Schmidt regelmäßig mit klugen und oft auch kri-

tischen Kommentaren aktuelle politische Dis-

kussionen bereichert bzw. diese angestoßen. „In 

der Krise beweist sich der Charakter“, hat er ein-

mal gesagt. In seinem langen politischen Wirken 

hat Helmut Schmidt viele Krisen hervorragend 

gemeistert und damit entscheidend zur erfolgrei-

chen Entwicklung unseres Landes beigetragen. 

Sein Tod hinterlässt eine Lücke, die nicht zu 

schließen ist. Mein Mitgefühl gilt in besonderer 

Weise seiner Tochter und allen Angehörigen, de-

nen ich in diesen schweren Stunden viel Kraft 

wünsche.
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Flüchtlingspolitik: Maßnahmen umsetzen und 

Ordnung schaffen 

Die große Koalition hat sich letzte Woche in der 

Flüchtlingspolitik auf einen guten Kompromiss 

verständigt. Die vereinbarten Maßnahmen schaf-

fen mehr Ordnung bei der Aufnahme von Flücht-

lingen, beschleunigen die Asylverfahren und er-

leichtern eine schnelle Rückführung von Men-

schen, die kein Bleiberecht haben.  

 

Auch zum Familiennachzug hat die Koalition 

eine klare Vereinbarung getroffen: Für Antrag-

steller, die lediglich subsidiär schutzberechtigt 

sind, wird der Familiennachzug auf zwei Jahre 

befristet ausgesetzt. Subsidiär Schutzberechtigte 

sind Personen, denen durch das Asylrecht kein 

Schutz gewährt werden kann und die nicht als 

Flüchtlinge anerkannt sind. 

Nicht Bestandteil der Vereinbarung war, dass sy-

rische Flüchtlinge als subsidiär Schutzbedürftige 

eingestuft werden und sie damit keinen An-

spruch mehr auf eine Familienzusammenfüh-

rung haben. Der Bundesinnenminister und die 

Innenminister der Länder haben hierzu im No-

vember des vergangenen Jahres eine eindeutige 

Festlegung getroffen: Alle syrischen Flüchtlinge 

erhalten in Deutschland Schutz nach der Genfer 

Flüchtlingskonvention und haben deshalb An-

recht auf Familiennachzug. Und zwar aus gutem 

Grund: Denn zum einen können wir nicht syri-

schen Männern in Deutschland Zuflucht gewäh-

ren, ihren Kindern und Frauen aber, die in Syrien 

von Krieg und Gewalt bedroht sind, diesen 

Schutz verweigern. Und zum anderen würde 

eine Einzelfallprüfung eines der wichtigsten 

Ziele der Koalition konterkarieren: die Be-

schleunigung der Asylverfahren. 

Ich sehe deshalb keinen Anlass, diese Frage in 

der Koalition nun erneut aufzumachen. Ent-

scheidend ist, dass die Bundesregierung nun 

handelt und alle bisher vereinbarten Maßnahmen 

gemeinsam mit den Ländern entschlossen um-

setzt. 

Die SPD hat sichergestellt, dass Menschen, die 

in Deutschland Schutz suchen, auch weiterhin 

ein menschliches und faires Verfahren erhalten. 

Haftähnliche Transitzonen, wie von der Union 

gefordert, sind vom Tisch: 
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 Asylsuchende mit geringen Chancen auf 

Anerkennung werden künftig in besonderen 

Aufnahme-Einrichtungen untergebracht, in 

denen die Asylverfahren in rund drei Wo-

chen abgeschlossen sein sollen. Diese Rege-

lung betrifft Men-schen aus sicheren Her-

kunftsstaaten, mit Wiedereinreisesperren o-

der solche, die keine Bereitschaft zeigen, 

ihre wahre Herkunft aufzudecken. 

 Für diesen Personenkreis gilt auch eine ver-

schärfte Residenzpflicht, d.h. sie dürfen den 

Bezirk der zuständigen Ausländerbehörde 

nicht verlassen. Ihre Rückführung soll un-

mittelbar aus der Aufnahme-Einrichtung er-

folgen. Wer sich diesem Verfahren verwei-

gert, dem drohen künftig Sanktionen wie 

etwa Wegfall des Leistungsanspruchs. 

 Alle Asylsuchende erhalten darüber hinaus 

künftig bei der Registrierung einen einheitli-

chen Ausweis, der in einer einheitlichen Da-

tenbank erfasst wird. Dies verhindert, dass 

unterschiedliche Behörden mehrmals Perso-

nalien aufnehmen müssen und trägt somit zu 

einer deutlichen Beschleunigung der Asyl-

verfahren bei. 

Geschlossen anpacken und Probleme sachorien-

tiert lösen, darauf kommt es jetzt an. Zu einer 

konstruktiven Zusammenarbeit gehört, dass sich 

alle Koalitionspartner an Absprachen halten.  

Pflegestärkungsgesetz II: Großer Fortschritt 

für eine bessere Pflege 

Die SPD-Bundestagsfraktion setzt sich seit Jah-

ren dafür ein, Pflegebedürftige besser zu unter-

stützen, pflegende Angehörige zu entlasten und 

gute Ausbildung und Arbeitsbedingungen von 

Pflegefachkräften zu sichern. Wichtige Erfolge 

haben wir bereits mit dem Gesetz zur besseren 

Vereinbarkeit von Familie, Pflege und Beruf und 

dem ersten Pflegestärkungsgesetz erzielt. Damit 

haben wir die Pflegeinfrastruktur deutlich ver-

bessert und an die Bedürfnisse der Pflegebedürf-

tigen angepasst. 

 

Einen weiteren wichtigen Fortschritt bringt das 

Pflegestärkungsgesetz II, das wir in dieser Sit-

zungswoche abschließend beraten. Mit ihm wer-

den die bisherigen drei Pflegestufen durch fünf 

Pflegegrade ersetzt, mit denen der individuelle 

Bedarf der Pflegebedürftigen genauer ermittelt 

werden kann. Dies kommt insbesondere auch 

Demenzkranken zu Gute. Niemand ist nach der 
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Umstellung schlechter gestellt – viele aber bes-

ser. Gleichzeitig unterstützen wir pflegende An-

gehörige besser als bisher: Für sie wird die Pfle-

geversicherung künftig höhere Beiträge für 

Rente und Arbeitslosenversicherung leisten. 

Gute Pflege hat ihren Preis. Und der muss soli-

darisch von der ganzen Gesellschaft geleistet 

werden. Daher bleibt es bei der paritätischen Fi-

nanzierung in der Pflegeversicherung. Das heißt, 

die Pflegeversicherung wird auch weiterhin zu 

gleichen Teilen durch Beiträge der Arbeitneh-

mer und Arbeitgeber getragen. 

Klar ist: Eine hohe Qualität in der Pflege ist nur 

mit ausreichend vielen und gut ausgebildeten 

Pflegefachkräften gewährleistet. Mit einem Pfle-

geberufsgesetz werden wir deshalb noch in die-

ser Legislaturperiode das Berufsfeld Pflege at-

traktiver machen. Darüber hinaus fordert die 

SPD-Bundestagsfraktion einen bundesweit ein-

heitlichen Personalschlüssel und eine flächende-

ckend gerechte Bezahlung von Pflegekräften 

nach Tariflohn. Denn menschenwürdige Pflege 

und gute Arbeitsbedingungen für Pflegekräfte 

müssen überall in Deutschland sichergestellt 

sein. 

 

 

Internationale Rohstoffkonferenz  

Im Bundeswirtschaftsministerium fand dieser 

Tage eine Rohstoffkonferenz statt. Deren Kern-

themen waren die nachhaltige Rohstoffpolitik 

und deren Transparenz in der Lieferkette.  

 

Wir gehören zu den wichtigsten Importländern 

für Industrierohstoffe und haben daher eine be-

sondere Verantwortung gegenüber Mensch und 

Umwelt in den rohstoffgewinnenden Ländern. 

Um Wohlstand und Wettbewerbsfähigkeit zu si-

chern, brauchen wir Importe, v. a. Metallroh-

stoffe, Energierohstoffe sowie spezielle Indust-

rieminerale. Im letzten Jahr wurden Rohstoffe 

im Wert von insgesamt rund 130 Mrd. Euro im-

portiert.  

Unser Ziel ist auch künftig eine nachhaltige Roh-

stoffpolitik. Das bedeutet in der sozialen Markt-

wirtschaft, wirtschaftlichen Erfolg, sozialen Zu-

sammenhalt, Umweltschutz und internationale 
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Verantwortung in ein langfristig tragfähiges 

Gleichgewicht zu bringen. 

Vertreter aus Australien, Chile, USA, Kanada, 

Afrika, Europa und von internationalen Organi-

sationen erörterten die aktuellen Herausforde-

rungen bei der Rohstoffgewinnung. An der Ver-

anstaltung nahmen rund 300 internationale Gäste 

aus Politik, Wirtschaft, Wissenschaft und Zivil-

gesellschaft aus dem In- und Ausland teil. 

 

Woche der Gewerkschaftsjunioren 

Glück auf! In dieser Woche begrüßte ich ganz 

herzlich unseren Gewerkschaftsjunior Christian 

Strzecha aus der Gewerkschaftsfamilie der IG 

BCE.  

 

Christian bekam in dieser Woche Einblicke in 

die politischen Abläufe und Zuständigkeiten. So 

nahm er z.B. an unserer Landesgruppen-, Frakti-

ons- und Ausschusssitzung sowie an Gesprächs-

runden mit anderen Abgeordneten teil. 

 

 

Im Gespräch mit dem SPD-Regionalrat 

Am Dienstag waren Mitglieder der SPD-Regio-

nalratsfraktion aus dem Münsterland zu Gast in 

Berlin: Fachgespräche über die Flüchtlingsprob-

lematik, Fracking, Bundesverkehrswegeplan 

und konkret der dringend erforderliche zweiglei-

sige Ausbau der Bahnstrecke Münster - Lünen 

waren Themen der gemeinsam mit meinen MdB 

Kollegen der SPD im Münsterland geführten 

Gespräche.   

 

Mit  dabei waren Markus Gerweler, Michael 

Thews, Dietmar Bergmann, Ulrich Hampel,  

Detlef Ommen, Ursula Schulte, Gerti Tansek, 

Otger Harks und Ingrid Arndt Brauer. 
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Themen aus dem Plenum 

 
 

Deutschen OSZE-Vorsitz 2016 für neue Im-

pulse nutzen 

Am 1. Januar 2016 wird Deutschland den Vor-

sitz der Organisation für Sicherheit und Zusam-

menarbeit in Europa (OSZE) übernehmen. Wir 

blicken in diesem Jahr auf insgesamt 40 Jahre 

zurück, in denen die Staaten im Rahmen des Hel-

sinki-Prozesses um Frieden, Vertrauensbildung, 

Menschenrechte und Kooperation ringen. Aktu-

ell spielt die OSZE über ihre Sonderbeobach-

tungsmission eine Schlüsselrolle bei der Be-

obachtung und Begrenzung des Konflikts in der 

Ostukraine sowie bei der Beobachtung und Ve-

rifikation der Umsetzung der Vereinbarungen 

von Minsk. Wir fordern in einem gemeinsamen 

Antrag mit der Union die Bundesregierung u.a. 

auf, einen Schwerpunkt des OSZE-Vorsitzes auf 

den Bereich des Krisenmanagements zu legen, 

insbesondere auf die Überwindung der Ukraine-

Krise. Darüber hinaus soll die Krisenreaktions- 

und Krisenmanagementfähigkeiten der OSZE 

als Institution gestärkt werden und die Themen, 

die langfristig zu erneutem Dialog, Vertrauen 

und Sicherheit in Europa beitragen können, in 

den Mittelpunkt gestellt werden. 

 

Klimakonferenz in Paris soll ehrgeiziges Ab-

kommen beschließen 

Vom 30. November bis zum 11. Dezember 2015 

findet die UN-Klimakonferenz in Paris statt. Mit 

dem Antrag wird die Bundesregierung aufgefor-

dert, sich für ein ambitioniertes und rechtsver-

bindliches internationales Klimaschutzabkom-

men ab 2020 ein-zusetzen. Ziel ist es, die globale 

Klimaerwärmung auf weniger als zwei Grad zu 

be-grenzen. Das neue Abkommen soll u. a. einen 

Mechanismus enthalten, der in regel-mäßigen 

Abständen darüber Aufschluss gibt, wie weit die 

Summe der Klimaziele der Staatengemeinschaft 

von der Erreichung der 2-Grad-Obergrenze ent-

fernt ist. Darüber hinaus soll es robuste Regeln 

zur Transparenz, Anrechnung, Berichterstattung 

und Überprüfung enthalten. Diese Regeln sollen 

für alle Staaten gelten, aber flexibel auf deren 

unterschiedlichen Fähigkeiten eingehen. 
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Geldwäsche und Terrorfinanzierung aktien-

rechtlich bekämpfen 

Mit dem geplanten Gesetz sollen die Beteili-

gungsstrukturen von nicht-börsennotierten Akti-

engesellschaften transparenter gemacht werden. 

Damit soll die Arbeit der Ermittlungsbehörden 

bei Geldwäschedelikten durch eine leichtere Er-

mittlung der Identität der Aktionäre unterstützt 

werden. Der Gesetzentwurf setzt damit nicht zu-

letzt eine Forderung der Financial Action Task 

Force (FATF) um. Denn die deutsche Inhaberak-

tie steht im Verdacht, Geldwäsche und Terrorfi-

nanzierung zu begünstigen. Deshalb sollen 

nicht-börsennotierte Gesellschaften Inhaberak-

tion künftig nur ausgeben dürfen, wenn der An-

spruch des Aktionärs auf Einzelverbriefung der 

Aktie ausgeschlossen und die Sammelurkunde 

über die Aktion bei einer regulierten Stelle hin-

terlegt wird. Zudem enthält der Gesetzentwurf 

technische Verbesserungen und Klarstellungen 

im Aktienrecht. 

 

Beteiligung an VN-Mission im Südsudan (UN-

MISS) verlängern 

Vier Jahre nach seiner Unabhängigkeit steht der 

Südsudan weiterhin vor großen Herausforderun-

gen, bei deren Bewältigung das Land auf die Un-

terstützung der internationalen Gemeinschaft an-

gewiesen bleibt. Nach über 20 Monaten Bürger-

krieg wurde ein Friedensabkommen unterzeich-

net. Die Umsetzung dieses Abkommens wird 

durch die internationale Gemeinschaft erheblich 

unterstützt und überwacht werden müssen. Prio-

ritär sind Maßnahmen zum Schutz der südsuda-

nischen Zivilbevölkerung. Deutschland hat UN-

MISS von Beginn an mit Stabspersonal unter-

stützt, zuletzt mit 16 Soldatinnen und Soldaten. 

Darüber hinaus sollen nunmehr bis zu 20 deut-

sche Polizistinnen und Polizisten in der Mission 

eingesetzt werden. Der vorliegende Beschluss-

antrag sieht vor, die deutsche Beteiligung an 

UNMISS bis zum 31. Dezember 2016 zu verlän-

gern. Die Truppenobergrenze soll bei 50 Solda-

tinnen und Soldaten liegen. 

 

Beteiligung an VN-Mission in Darfur            

(UNAMID) verlängern 

Trotz umfangreicher Bemühungen der internati-

onalen Gemeinschaft, den Konflikt in der Re-

gion Darfur im Sudan beizulegen, ist es bisher 
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nicht gelungen, einen dauerhaften und nachhal-

tigen Frieden zu etablieren. Es kommt nach wie 

vor zu bewaffneten Auseinandersetzungen zwi-

schen Rebellengruppen und staatlichen Streit-

kräften. Zur Beilegung des Konflikts und Stabi-

lisierung der humanitären Situation ist das En-

gagement der internationalen Gemeinschaft un-

verzichtbar. Bei den UNAMID-Aufgaben ist 

weiterhin der Schutz der Zivilbevölkerung sowie 

die Erleichterung der Bereit-stellung humanitä-

rer Hilfe und die Gewährleistung der Sicherheit 

der humanitären Helfer prioritär. Weitere zent-

rale Elemente sind die Vermittlung zwischen der 

Regierung Sudans und den bewaffneten Bewe-

gungen sowie die Unterstützung der Vermitt-

lungsbemühungen in Konflikten zwischen Be-

völkerungsgruppen, einschließlich Maßnahmen 

zur Bekämpfung ihrer Ursachen. Derzeit sind 

acht deutsche Soldatinnen und Soldaten im 

Hauptquartier der UNAMID in El-Fasher einge-

setzt. Darüber hinaus ist Deutschland mit Poli-

zeipersonal an der Mission beteiligt, aktuell mit 

einem Polizisten. Der vorliegende Beschlussan-

trag sieht vor, die deutsche Beteiligung an UN-

AMID bis zum 31. Dezember 2016 zu verlän-

gern. Die Truppenobergrenze soll bei 50 Solda-

tinnen und Soldaten liegen. 

 

Anerkennung von Berufsqualifikationen ver-

einfachen 

Die Verfahren zur Anerkennung von Berufsqua-

lifikationen innerhalb der Europäischen Union 

und des Europäischen Wirtschaftsraumes wur-

den durch eine EU-Richtlinie modernisiert und 

vereinfacht. Das Gesetz zur Änderung des 

Berufsqualifikationsfeststellungsgesetzes setzt 

diese Richtlinie in nationales Recht um. Es wird 

beispielsweise die elektronische Übermittlung 

von Anträgen und Unterlagen eingeführt, 

wodurch ein einfacherer Zugang zur Anerken-

nung und raschere Verfahren ermöglicht wer-

den. Darüber hinaus wird die zeitnahe und fle-

xible Aus- und Bewertung von Statistiken durch 

das Bundesinstitut für Berufsbildung möglich, 

wodurch die Bundesregierung das Anerken-

nungsgesetz besser kontinuierlich evaluieren 

und gegebenenfalls anpassen kann. Grundsätz-

lich werden durch die Reform die Hürden für den 

Wechsel in einen anderen EU-Mitgliedstaat sin-

ken und sich die Mobilität erhöhen. 
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Regelungen zur betrieblichen Altersvorsorge 

verbessern 

Im letzten Jahr hat das Europäische Parlament 

die Europäische Mobilitätsrichtlinie verabschie-

det. Die Richtlinie soll zu Verbesserungen bei 

Erwerb und Wahrung von Zusatzrentenansprü-

chen führen und damit Mobilitätshemmnisse ab-

bauen, die sich aus ungünstigen Regelungen zur 

betrieblichen Altersversorgung ergeben könn-

ten. Zur Umsetzung der Richtlinie in nationales 

Recht soll das geplante Gesetz unter anderem die 

Unverfallbarkeitsfrist von Betriebsrentenan-

wartschaften für ausgeschiedene Mitarbeiter von 

aktuell fünf auf drei Jahre herabsetzen. Auch 

wird das Mindestalter für den Erwerb unverfall-

barer Ansprüche von derzeit 25 auf zukünftig 21 

Jahre gesenkt. Im Falle von dynamischen Zusa-

gen soll zudem die Höhe der unverfallbaren An-

wartschaft vom ehemaligen Arbeitgeber dyna-

misiert werden. Diese Neuerungen sollen nicht 

allein für Arbeitsplatzwechsel zwischen ver-

schiedenen EU-Mitgliedsstaaten, sondern auch 

für innerdeutsche Wechsel gelten. 

 

Änderung des Seearbeitsgesetzes 

Die Internationale Arbeitskonferenz der Interna-

tionalen Arbeitsorganisation hat im Jahr 2014 

Änderungen am Seearbeitsübereinkommen be-

schlossen. Diese Änderungen sollen Seeleute 

besser vor finanziellen Risiken in möglichen Ge-

fahrensituationen schützen. Um den neuen Vor-

gaben des Seearbeitsübereinkommens gerecht 

zu werden, wollen wir das Seearbeitsgesetz ent-

sprechend reformieren. Dafür soll unter anderem 

der Begriff des Imstichlassens gesetzlich defi-

niert werden. Ebenso soll eine gesetzliche Rege-

lung geschaffen werden, die die Reeder zur Ent-

schädigung aller an Bord tätigen Seeleute bei Ar-

beitsunfällen oder Berufskrankheiten verpflich-

tet.  

 

Durch eine institutionelle Förderung will sich 

der Bund zudem zukünftig angemessen und dau-

erhaft an den Sozialeinrichtungen für Seeleute 

beteiligen. Damit soll die Leistung der traditio-

nell in kirchlicher Trägerschaft geführten Ein-

richtungen anerkannt werden, die den Bund da-

von entlasten, staatliche Einrichtungen für die 

soziale Betreuung der Seeleute an Land zu un-

terhalten. 
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Privatwirtschaftliche Haftung beim atomaren 

Rückbau sichern 

Zur Sicherstellung des atomaren Rückbaus haf-

ten die Energiekonzerne bislang für den Fall, 

dass die Betreibergesellschaften der Atomkraft-

werke nicht genug Rückstellungen für Stillle-

gung und Entsorgung gebildet haben. Diese Ab-

sicherung basiert auf Beherrschungs- und Ergeb-

nisabführungsverträge, die zeitlich begrenzt 

sind. Es gibt derzeit keine gesetzlichen Regelun-

gen, die sicherstellen, dass die Haftung uneinge-

schränkt fortbesteht. Der vorliegende Gesetzent-

wurf bestimmt daher eine subsidiäre Haftung 

von Unternehmen, die die Betreibergesellschaf-

ten der Kernkraftwerke in Deutschland beherr-

schen, für die finanziellen Verpflichtungen die-

ser Betreibergesellschaften. Das gilt bis zum Ab-

schluss von Stilllegung und Abbau der Kern-

kraftwerke sowie Entsorgung und Endlagerung 

der radioaktiven Abfälle. Auch ein Konzernum-

bau wie ihn beispielsweise E.ON im Frühjahr 

dieses Jahres geplant hatte, soll den Gesamtkon-

zern zukünftig nicht aus der Haftung entlassen. 

Zur Prüfung weiterer Maßnahmen zur Sicherung 

des Rückbaus der Atomenergie wurde vor kur-

zem außerdem eine Kommission eingesetzt, die 

bis Ende November entsprechende Vorschläge 

entwickeln soll. 

Industrie 4.0 gestalten 

Mit dem Schlagwort Industrie 4.0 wird die Digi-

talisierung und Vernetzung von Produktionspro-

zessen und Wertschöpfungsketten der Industrie-

produktion bezeichnet. Die umfassende Digitali-

sierung unserer Wirtschaft verändert Produkti-

onsprozesse und Geschäftsmodelle substantiell. 

Dies wird sich erheblich auswirken auf die Art 

und Weise, wie viele Menschen in Deutschland 

arbeiten und was sie lernen müssen. 

 

In einem Antrag der Koalitionsfraktionen benen-

nen wir die Herausforderungen und fordern wei-

tere Maßnahmen, um die Entwicklung zur In-

dustrie 4.0 zu begleiten, zu fördern und zu ge-

stalten. Ein Fokus liegt dabei auf Fragen der 

Aus- und Weiterbildung und der Zukunft der 

Mitbestimmung in den Unternehmen. Uns ist es 
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wichtig, dass die Mitarbeiterinnen und Mitarbei-

tern in die Umgestaltung der Produktionspro-

zesse und der damit zusammenhängenden 

Dienstleistungen einbezogen werden. Gleichzei-

tig wollen wir die Digitalisierung der Industrie 

weiter stützen, damit Deutschland seine Vorrei-

terrolle als Ausrüster der Fabriken der Welt be-

halten und ausbauen kann. Dazu wollen wir un-

ter anderem die digitale Infrastruktur ausbauen, 

die Forschung zu Industrie 4.0 und deren Umset-

zung fördern, junge innovative Unternehmen un-

terstützen und nicht zuletzt die IT-Sicherheit und 

den Datenschutz verbessern. 

 

Delegationsreise des Ausschusses Wirtschaft 

und Energie 

 

Für einen Tag ging es für mich zu Gesprächen 

nach Brüssel zur Europäischen Kommission. 

Eine Reihe von Gesprächen, zu den unterschied-

lichsten Themen, stand auf der Tagesordnung. 

So u.a. mit dem Botschafter Herrn Reinhard Sil-

berberg, mit Frau Margrethe Vestager (Kommis-

sarin für Wettbewerb), mit Frau Cecilia Malm-

ström (Kommissarin für Handel) und mit Herrn 

Maros Sefcovic (Vizepräsident der Europäi-

schen Kommission für Energieunion). Ein wich-

tiger Austausch mit den Kommissarinnen und 

Kommissaren  auf der Europäischen Ebene.  

 

Eine spannende Woche mit abwechslungsrei-

chen Themen geht wieder einmal hier in Berlin 

zu Ende. 

 

Ihnen wünsche ich ein schönes, entspanntes und 

erholsames Wochenende,   

Ihr 
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